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Inoffizielle Übersetzung des bei Shift veröffentlichten englischen Originals 

9. März 2021 

Peter Altmaier, Bundesminister für Wirtschaft und Energie  
Hubertus Heil, Bundesminister für Arbeit und Soziales 
Gerd Müller, Bundesminister für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 

cc: Helge Braun, Chef des Bundeskanzleramts und Bundesminister für besondere Aufgaben   
      Heiko Maas, Bundesminister des Auswärtigen 
      Olaf Scholz, Bundesminister der Finanzen 

Sehr geehrte Herren Minister Altmaier, Minister Heil und Minister Müller, 

ich schreibe Ihnen als ehemaliger UN-Sonderbeauftragter für Wirtschaft und 
Menschenrechte und Autor der UN-Leitprinzipien für Wirtschaft und Menschenrechte. 

Meines Wissens hat das Bundeskabinett den Entwurf eines Gesetzes zur 
menschenrechtlichen und umweltbezogenen Sorgfaltspflicht von Unternehmen in 
Lieferketten beschlossen. Er geht nun zur Beratung ans Parlament. 

Das Gesetz führt menschenrechtliche Sorgfaltspflichten zunächst für Unternehmen mit 
mindestens 3.000 Arbeitnehmer*innen und später für Unternehmen mit mindestens 1.000 
Arbeitnehmer*innen ein, die ihre Hauptverwaltung, Hauptniederlassung oder ihren 
[Verwaltungs- oder satzungsmäßigen] Sitz in Deutschland haben. Es zielt darauf ab, 
Menschenrechtsstandards und -praktiken in den Geschäftsbereichen und Lieferketten 
dieser deutschen Unternehmen zu verbessern. 

Der Gesetzentwurf enthält begrüßenswerte Elemente. Beispielsweise wird von 
Unternehmen erwartet, dass sie untersuchen, wie ihre eigenen Einkaufspraktiken zur 
Minderung von Menschenrechts- und Umweltrisiken beitragen können. Außerdem erkennt 
das Gesetz an, dass zur Gewährleistung einer substanziellen Sorgfaltspflicht 
Rechenschaftsmaßnahmen notwendig sind. Im Mittelpunkt steht die Möglichkeit für 
Betroffene, Beschwerde bei einer Aufsichtsbehörde einzureichen, die befugt ist, Verstöße 
eines Unternehmens gegen seine Verpflichtungen festzustellen und ggf. Geldstrafen zu 
verhängen. In solchen Fällen kann ein Unternehmen auch von der Vergabe öffentlicher 
Aufträge ausgeschlossen werden. Der Entwurf sieht keinen neuen zivilrechtlichen 
Haftungstatbestand vor, die Regierung hat aber angedeutet, dass sie dies nicht davon 
abhalten wird, auf EU-Ebene ehrgeizigere Maßnahmen zu unterstützen. 

In der Präambel des Gesetzentwurfs heißt es, dass sich die Anforderungen am 
Sorgfaltsstandard der UN-Leitprinzipien (UNLP) orientieren. Der Text verweist auch auf die 
OECD-Leitsätze für multinationale Unternehmen, die in diesem Bereich die  
UNLP widerspiegeln. 

Das ist alles gut so. Gleichzeitig stellen sich bei genauer Durchsicht des Entwurfs aber 
erhebliche Fragen zu einigen spezifischen Formulierungen im Gesetz und dazu, wie sie in der 
Praxis interpretiert werden könnten. Im Folgenden werde ich einige Bereiche benennen,  
die erneut geprüft werden sollten, damit sie sich wie im Gesetz versprochen an den UNLP 
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orientieren. Vielleicht helfen die Punkte auch der Europäischen Kommission, die gerade am 
Entwurf einer EU-weiten Gesetzgebung arbeitet. 

1. Ein Fokus auf Tier (Stufe) 1. Obwohl der Gesetzentwurf den Begriff der 
Lieferkette breit definiert, um die gesamte Wertschöpfungskette einzubeziehen, 
gelten die spezifischen Unternehmenspflichten, Risiken proaktiv zu identifizieren 
und Gegenmaßnahmen zu ergreifen, nur für den eigenen Geschäftsbereich und 
unmittelbare Zulieferer – also für Tier-1-Lieferanten. Im Gegensatz dazu decken 
die UNLP und OECD-Leitsätze das gesamte Akteursspektrum in der 
Wertschöpfungskette ab, und zwar aus dem einfachen Grund, dass Tier-1-
Lieferanten in der Regel nicht die größte Problemquelle sind. Sicher kann dies je 
nach Branche variieren, aber für eine erhebliche Anzahl deutscher Unternehmen 
liegen hier nicht die schwerwiegendsten Risiken – zum Beispiel in der Schuh- und 
Bekleidungsindustrie, der Lebensmittel- und Getränkeindustrie, bei 
Automobilbauteilen und anderswo. Eine ausschließliche Fokussierung auf Tier 1 
würde dazu führen, dass sich Unternehmen auf Geschäftsbeziehungen 
konzentrieren, die mit geringerer Wahrscheinlichkeit signifikante 
Menschenrechtsrisiken aufweisen, während Unternehmen andere Beziehungen 
(über Tier 1 hinaus) ignorieren, in denen die Wahrscheinlichkeit solcher Risiken 
höher ist. 

2. Risiken über Tier (Stufe) 1 hinaus. Der Gesetzentwurf sieht vor, dass ein 
Unternehmen als ersten Schritt eine Risikoanalyse durchführen soll, wenn es 
„substantiierte Kenntnis“ über eine mögliche Verletzung über Tier 1 hinaus 
erlangt. Gemäß den UNLP besteht ein wesentlicher Zweck der 
menschenrechtlichen Sorgfaltspflicht darin, von vornherein mögliche Risiken 
entlang der gesamten Wertschöpfungskette zu identifizieren. Wenn bereits 
„substantiierte Kenntnis“ über eine mögliche Verletzung besteht, ist die 
Durchführung einer Risikoanalyse möglicherweise gar nicht mehr notwendig; 
stattdessen sollte das Unternehmen an diesem Punkt gemäß UNLP ermitteln, 
was seine Abhilfe- bzw. Wiedergutmachungsverpflichtungen [remedial 
obligations] sind, je nachdem, ob es den Schaden verursacht hat, dazu 
beigetragen hat oder wegen einer Geschäftsbeziehung damit in Verbindung 
steht, möglicherweise ohne den Schaden in diesem speziellen [letzteren] Fall 
verursacht oder dazu beigetragen zu haben. 

3. Folgenschwere menschenrechtliche Risiken. Die UNLP und OECD-Leitsätze 
erkennen an, dass der relative Schweregrad menschenrechtlicher Risiken, mit 
denen die Geschäftstätigkeit und Wertschöpfungskette eines Unternehmens in 
Verbindung stehen, variiert – je nach Kontext, Art der Unternehmensaktivitäten 
und den damit einhergehenden Geschäftsbeziehungen. Der erste Schritt in der 
Risikobewertung eines Unternehmens sollte darin bestehen, die 
schwerwiegendsten Risiken für Menschen zu identifizieren, d.h. die 
folgenschwersten menschenrechtlichen Risiken des Unternehmens. Dies sollte 
nicht davon abhängen, ob oder wann sie für das Unternehmen finanziell relevant 
werden – was in der Tat umso wahrscheinlicher ist, je größer die folgenschweren 
Risiken sind. Das Konzept folgenschwerer menschenrechtlicher Risiken scheint im 
Gesetzentwurf jedoch nicht vorzukommen. 
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4. Einfluss. Laut Gesetzentwurf spielt die Frage, welchen Einfluss ein 
federführendes Unternehmen [lead company] auf seine Geschäftspartner hat, 
eine wichtige Rolle bei der Bewertung, Priorisierung und Bearbeitung von Risiken. 
So heißt es in der Gesetzesbegründung im Entwurf: „[J]e stärker die 
Einflussmöglichkeit eines Unternehmens ist…, desto größere Anstrengungen 
[können] einem Unternehmen zur Vermeidung oder Beendigung einer 
Verletzung zugemutet werden.“ Dieses Konzept einer einflussbasierten 
Verantwortung steht in grundlegendem Widerspruch zu den UNLP und OECD-
Leitsätzen. Verantwortung ergibt sich aus dem Zusammenhang zwischen der 
negativen Auswirkung und den Aktivitäten, Produkten oder Dienstleistungen 
eines Unternehmens. Einfluss spielt dann eine Schlüsselrolle, wenn es darum 
geht, wie ein Unternehmen dem Problem vernünftigerweise begegnen kann. 
Darüber hinaus liegt der Umfang, in dem ein Unternehmen über Einfluss verfügt, 
zum Teil in seinen eigenen Händen: Vielleicht hat es Möglichkeiten, seinen 
Einfluss zu vergrößern, indem es zum Beispiel gemeinsam mit anderen 
Unternehmen, Gewerkschaften, NGOs oder Unternehmensverbänden vorgeht. 
Umgekehrt haben Unternehmen auch Möglichkeiten, Anzeichen von Einfluss auf 
bestimmte Lieferantengruppen zu reduzieren oder sogar zu minimieren. Kurz 
gesagt, Einfluss ist keine einfache oder isolierte objektive Messgröße;  
zum Teil hängt Einfluss davon ab, zu welchen Handlungen sich ein  
Unternehmen entschließt. 

5. Vertragliche Durchsetzung. Für die laufende Durchsetzung der Sorgfaltspflicht 
verlässt sich der Gesetzentwurf darauf, dass das federführende Unternehmen 
dieselben Anforderungen per Vertrag an seine Tier-1-Lieferanten weitergibt und 
diese vertraglichen Verpflichtungen dann kaskadenartig die gesamten Lieferkette 
hinunterwandern. Bei langen Lieferketten weiß das federführende Unternehmen 
jedoch möglicherweise gar nicht, wer sich wo weiter unten in der Kette befindet, 
und kann damit nur eingeschränkt kontrollieren, wie gut seine Vorgaben 
umgesetzt werden. Daher ist verbesserte Lieferkettentransparenz Voraussetzung 
für den im Gesetzentwurf verfolgten Ansatz, wird aber nicht groß 
hervorgehoben. Genauso wichtig ist die Feststellung, dass ein Fokus auf 
vertragliche Maßnahmen gleichzeitig die Rolle positiver Anreize übergeht, wie 
auch die Rolle von Kapazitätsaufbau und anderen kooperativen Ansätzen im 
Umgang mit Lieferanten. 

6. Substanzielle Einbeziehung von Stakeholdern. Der Gesetzentwurf geht nicht 
explizit auf die Notwendigkeit für Unternehmen ein, sich auf Einzelpersonen und 
Gemeinschaften zu konzentrieren, die von Geschäftsaktivitäten oder 
Wertschöpfungsketten betroffen sind oder betroffen sein könnten. Die 
beigefügte Begründung weist zwar auf die Bedeutung von Gesprächen mit 
Arbeitnehmer*innen und Gewerkschaften hin. Die UNLP und OECD-Leitsätze 
formulieren jedoch die Erwartung, dass sich die Einbeziehung von Stakeholdern 
auf den gesamten Sorgfaltspflichtenprozess auswirkt und auf alle relevanten 
Stakeholder erstreckt – und wo das nicht möglich ist, auf Vertreter*innen oder 
Fachexpert*innen, die Anliegen von Stakeholdern legitim vortragen können. 
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Es gibt noch weitere Punkte, die in Bezug auf die UNLP und OECD-Leitsätze angemerkt 
werden könnten, aber meiner Meinung nach sind dies einige der wichtigsten. 

Erlauben Sie mir abschließend, die Bundesregierung zur Einlösung ihres Versprechens aus 
dem Nationalen Aktionsplan [NAP] zu beglückwünschen, ein Gesetz zu entwickeln und zu 
verabschieden, das sich der Rolle deutscher Unternehmen bei der Verbesserung der 
Menschenrechtssituation in globalen Lieferketten annimmt. Gelegenheiten, zusammen mit 
dem exzellenten Team bei Shift deutsche Regierungsbehörden zu beraten, habe ich stets 
sehr geschätzt, sei es während der Entwurfsphase für den NAP oder im Rahmen des 
deutschen G20-Vorsitzes und der deutschen Präsidentschaft im Rat der Europäischen Union. 
Die deutsche Führungsrolle in diesen Fragen ist sowohl innerhalb als auch außerhalb 
Europas von enormem Wert und von enormer Bedeutung. Ich teile diese Überlegungen mit 
Ihnen im Geiste der Unterstützung für diese fortdauernde Führungsrolle bei der Förderung 
der Achtung der Menschenrechte durch Unternehmen, im Einklang mit den  
UN-Leitprinzipien. Ich hoffe sehr, dass der Brief in diesem konstruktiven Sinne 
aufgenommen wird. 

Mit freundlichen Grüßen 

John G. Ruggie  
Vorstandsvorsitzender, Shift 

Berthold Beitz-Professor  
Harvard Kennedy School 

 


